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GRin. Mag. Verena ENNEMOSER 25.06.2009
GR Kurt HOHENSINNER

GRin Gerda GESEK

GR Thomas RAJAKOVICS

ANTRAG
zur
dringlichen Behandlung

Betr.: Besserstellung der Pflegeeltern

Eine Pflegeplatzunterbringung bietet Kindern, die von den leiblichen Eltern nicht
ausreichend geschitzt, versorgt und geférdert werden, eine Entwicklungs-
perspektive im familiaren Umfeld. Mit der Unterbringung in einer Pflegefamilie
Ubernehmen neue Erwachsenenpersonen die Verantwortung fur das Wohl des
Kindes. Die besondere Qualitdt der Pflegeplatzerziehung besteht darin, dass
Kinder in einem familiaren, liebevollen, umsorgten Familienverband aufwachsen
und ihre Fahigkeiten dort voll entfalten kbénnen.

In Graz werden derzeit lediglich 50 Pflegeplatze angeboten, insgesamt sind
jedoch rund 300 Grazer Minderjahrige steiermark- bzw. bundesweit auf
Pflegeplatzen untergebracht sind. Als Vergleichszahl sei an dieser Stelle
angemerkt, dass aktuell 1050 Grazer Minderjahrige im Rahmen der Jugend-
wohlfahrt in Graz, in der Steiermark sowie auch in anderen Bundeslandern in
verschiedenen Einrichtungen in Obsorge sind.

Ziel muss es daher aus mehreren Griinden sein, auch ausreichend passende
Pflegeplatze fur alle bedurftigen Minderjahrigen in Graz und Graz Umgebung zu
sichern. Das wird allerdings nur gelingen, wenn sich die Rahmenbedingungen
fur Pflegeeltern deutlich verbessern.

Die Landesregierung fordert zu Recht, dass Pflegeeltern auf ihre Aufgaben gut
vorbereitet sind, an Fortbildungsveranstaltungen, Pflegeelternabenden und
(Einzel-)Supervisionen teilnehmen, um aktuellen und zukinftigen Problemen
I6sungsorientiert begegnen zu kénnen.

Die Pflegeeltern fordern aus unserer Sicht ebenfalls zu Recht eine Verbes-
serung ihrer Situation.

Beispielsweise wird in der Steiermark derzeit ein Pflegeelterngeld fur unter 12-
Jahrige in der Hohe von € 392,-- und fur Gber 12-jahrige in der H6he von € 432,-
- gewahrt, das in etwa einer Unterhaltsleistung, nicht jedoch einem Entgelt
entspricht. Seitens der Pflegeeltern wird daher die Forderung erhoben, fur ihre
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Tatigkeiten auch ein entsprechendes Entgelt und damit auch eine sozial-
versicherungsrechtliche Absicherung zu bekommen.

Vor allem aber auch der Rechtsanspruch auf eine Pension ist auf3erst wichtig.
Derzeit gibt es lediglich das sogenannte Ruhegeld, das vom Land Steiermark
freiwillig ausbezahlt wird. Nach 15 Jahren Pflege von ein oder zwei Kindern
erhalt die Pflegemutter 148 € Gnadenpension (hinsichtlich der Hohe eine wohl
sehr zutreffende Bezeichnung!) — nach 20 Jahren Pflege von drei oder mehr
Kindern 257 €. Eltern, die fur kirzere Zeit Pflegekinder betreuen, fallen bei
diesem Modell Gberhaupt durch.

Aus diesem Grund stelle ich namens des OVP Gemeinderatsclubs folgenden

Dringlichen Antrag:

Der Gemeinderat moge sich mittels Petition an das Land Steiermark wenden,
um die rechtliche Position von Pflegeeltern deutlich zu verbessern, wobei
zumindest nachstehende Punkte zu bertucksichtigen sind:

1.) Weg von der freiwilligen Leistung und hin zu einer besseren rechtlichen
Stellung, und damit eine

2.) sozialversicherungs- sowie  pensionsrechtliche  Absicherung der
Pflegeeltern.



DIE GRAZER VOLKSPARTEI

GEMEINDERATSCLUB
A-8011 Graz, Rathaus
Tel 0316/872 21 30, Fax 0316/872 21 39

Dringlichkeit und Antrag E-Mail: oevp.club@stadt.graz.at

mit Mehrheit angenommen

GR. Thomas Rajakovics 25.06.2009

ANTRAG
zur
dringlichen Behandlung

Betr.: Novellierung des Landes-Sicherheitsgesetzes beztiglich ,Betteln®,
Petition an die Steiermérkische Landesregierung

Sehr geehrte Damen und Herren!

1. Die Stadt Graz fordert im Jahr mit vielen Millionen Einrichtungen, welche
die Menschen mit dem Lebensnotwendigen versorgen.

Es gibt ein stadtisches Frauen- und Mannerasyl, es gibt Notschlafstellen flr
Frauen und Manner der Caritas, es gibt das Vinzinest und das Vinzidorf.

In Graz bekommt man in den Notschlafstellen ein Fruhstiick und ein Abend-
essen gratis.

Im Mariensttberl in der KeplerstralRe bekommt jeder gratis ein Mittagessen
(gefertigt von der Grazer Zentralkliche).

Es gibt eine niederschwellige arztliche Betreuung gratis flr jeden Menschen,
auch ohne Versicherung in der Marienambulanz.

Fur die aufgezahlten Einrichtungen bezahlt die Stadt Graz die Infrastruktur und
einen Teil der Personalkosten.

Diese Einrichtungen leben aber auch vom ehrenamtlichen Engagement, das
engagierte Grazerinnen und Grazer einbringen, denen unser herzlicher Dank

gilt.

2. Jene EU Burger der Volksgruppe der Roma, welche zu uns kommen, um zu
betteln, reisen als Touristen ein und muissen in dem Zusammenhang auch
nachweisen, dass sie Barmittel fir den Aufenthalt mit sich fiihren.

3. Als christlich soziale Partei sehen wir keine Moglichkeit, Betteln an sich zu
verbieten! Wohl aber brauchen wir Gesetze, die Minderjahrige und Menschen
mit Behinderung effizient vor Missbrauch schitzen.


p13317
02 Dring+AntrMmAng


4. Wir bendtigen ein Landesgesetz, das ganz klar formuliert, dass Minder-
jahrige, Kranke und Menschen mit Behinderung nicht zum Zweck der Bettelei
missbraucht werden dirfen. AuBerdem muss die organisierte Bettelei unter
Strafe gestellt werden.

Jede(r), der/die den Oskar gekronten Film ,slumdog millionair* gesehen hat
weil3, dass die Verstimmelung junger Menschen, um beim Betteln mehr Profit
zu erzielen, Realitat ist.

Ein Menschenrechtsstadt darf nicht die Augen davor verschlieR3en, dass diese
furchtbare Praxis nicht nur in Indien, sondern auch in Ruménien ein Faktum
darstellt.

Eine ortspolizeiliche Verordnung (vgl. Furstenfeld) wurde vom VfGH als nicht
gesetzeskonform aufgehoben. Daher ist die Landesregierung, allen voran der
Landeshauptmann, gefordert!

Die Polizei ist aufgefordert dies Gesetz auch mit entsprechender Akribie zu
kontrollieren.

5. Betteln ist ein Geschaft mit dem Mitleid der Menschen. Jeder ist daher dazu
aufgerufen, bevor er etwas gibt, zu Uberlegen, ob diese Spende irgendetwas an
der Situation des Bettlers andert. Wir glauben, dass dem nicht so ist und
Unterstitzung durch Spenden an Organisationen, die vor Ort helfen, die einzige
sinnvolle Alternative darstellt.

6. Unserer Meinung sind mundige Burger sicher in der Lage, die Situation des
Bettelns durch ihre Form des Helfens zu beeinflussen.

Gebt mehr Hilfe vor Ort und weniger in den Hut des Bettlers, wird das auch
Folgen haben.

Im Namen der Grazer Volkspartei stelle ich daher folgenden

dringlichen Antrag:

Die Steiermarkische Landesregierung, allen voran der Landeshauptmann,
werden im Petitionswege ersucht, das steiermarkische Landes-Sicherheits-
gesetz bezuglich des Bettelns (83a) abzuandern und zu prazisieren. Damit

1. soll das organisierte Betteln analog dem Wiener Landesgesetz unter Strafe
gestellt werden;

2. soll der Begriff ,aggressives Betteln® entsprechend prézisiert werden, so
dass jedenfalls das Nachgehen und Zugehen auf eine Person zum Zweck
des Bettelns untersagt wird;

3. soll der Schutz des Ausnutzens schutzbedirftiger Gruppen, das sind neben
den Minderjahrigen, auch Kranke und behinderte Menschen, durch eine
entsprechende Regelung sichergestellt werden.



Gemeinderatsklub SPO Graz

Betreff: Organisiertes Betteln A - 8010 Graz-Rathaus
Telefon: (0316) 872-2120
Fax: (0316) 872-2129
email: spoe.klub@graz.at
www.graz.spoe.at/gemeinderatsklub

Dringlicher Antrag

an den Gemeinderat
eingebracht von Gemeinderat Klaus Eichberger
in der Sitzung des Gemeinderates
vom 25. Juni 2009

Sehr geehrter Herr Blrgermeister,
Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Bereits seit vielen Jahren wird in mehr oder weniger deutlicher Form behauptet, dass
gleichsam professionelle Strukturen mit verantwortlich daftr waren, dass in Graz
sehr viele Menschen aus Ost- und Siudosteuropa betteln. Von organisierter Bettelei
ist da die Rede und davon, dass viele Menschen durch diverse Hintermanner in ihrer
Heimat entweder gezwungen wurden, in Graz zu betteln und das Geld grofiteils an
diese abzugeben, oder aber, dass sie fur eine Art ,Grundgehalt* hier in Graz auf der
Stral3e sitzen und der dartiber hinausgehende Tageserlos von diesen Hintermannern
einkassiert wirde.

Wie gesagt: Diese Aussagen stehen stetig im Raum und wurden am Sonntag durch
BuUrgermeister Nagl noch verstarkt, der in einem Interview dezidiert erklart hat:
.~Jeder, der glaubt, dass die Bettelei nicht organisiert ist, der irrt. Betteln ist ein
Geschaft mit dem Mitleid der Menschen.”

Allerdings: Fur diese Behauptung fehlten bislang die Beweise, weder die Polizei noch
die Caritas oder andere Hilfsorganisationen wissen etwas von organisierter Bettelei n
Graz. Stadtpolizeikommandant Kurt Kemeter sagt in der Dienstag-Ausgabe der
Kleinen Zeitung beispielsweise klipp und klar: Es gibt keine kriminell organisierte
Bettelei in Graz!

Was naturlich nichts am Umstand andert, dass es in der Tat unzumutbar ist, dass
Menschen im reichen Europa gezwungen sind, auch bei Wind und Wetter auf der
Stral3e zu knien, um von Passantinnen Almosen zu erbetteln. Ich sage: Es ist
deshalb unzumutbar, weil in diesem reichen Wirtschaftsraum alle EU-Mitgliedslander
gefordert sein sollten, ihren Blrgerlnnen adaquate soziale Standards anzubieten.

Gerade deshalb wéare es wichtig zu wissen, wie es um die Fakten tatséchlich bestellt
ist. Denn nur auf der Basis von Tatsachen, nicht aber auf Basis von Geriichten und
Vermutungen, lassen sich wirklich handlungsfahige Malinhahmenpakete gegen das
Betteln — ich betone: gegen das Betteln, nicht gegen Bettlerinnen und Bettler —
entwickeln. Wenn es sich um organisierte Bettelei und das Ausnutzen von
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menschlichen Schicksalen handeln sollte, hat dies strafrechtliche Relevanz, dann
sind Hintermdnner zur Rechenschaft zu ziehen — das fallt in den Aufgabenbereich
von Innenministerin Maria Fekter; wenn das Betteln aus der Not heraus erfolgt, ist
dieser Not vor Ort zu begegnen, das ist eine Aufgabe der EU. Fur beides aber bedarf
es seridser Grundlagen, muss eine gesicherte Faktenlage vorliegen.

Namens der sozialdemokratischen Gemeinderatsfraktion stelle ich daher
den dringlichen Antrag,

der Burgermeister wird beauftragt, Innenministerin Maria Fekter zu ersuchen, per
Weisung alle Polizeidienststellen aufzufordern, dem Vorwurf der organisierten
Bettelei in Graz umgehend nachzugehen und, sofern dieser sich als richtig erweist,
die organisierte Bettelei unter Inanspruchnahme der entsprechenden gesetzlichen
Maflinahmen augenblicklich zu unterbinden.



Dringlichkeit Abanderungsantrag

einstimmig angenommen mit Mehrheit angenommen
Eazer Sozialen

. Gemeinderatsklub SPO Graz
Betreff: Demokratiereform/

Verfassungskonferenz A - 8010 Graz-Rathaus
Telefon: (0316) 872-2120
Fax: (0316) 872-2129
email: spoe.klub@graz.at
www.graz.spoe.at/gemeinderatsklub

Dringlicher Antrag

an den Gemeinderat
eingebracht von Gemeinderat Karl-Heinz Herper
in der Sitzung des Gemeinderates
vom 25. Juni 2009

Sehr geehrter Herr Blrgermeister!
Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die einen nennen es Politikverdrossenheit, andere wiederum Politikerinnenverdrossenheit: Tat-
sache jedenfalls ist, dass, und dies zeigt auch die stetig sinkende Wabhlbeteiligung, wir uns mit
einer gefahrlichen Politikmudigkeit konfrontiert sehen. Gefahrlich deshalb, weil — und dies fihrt
uns die Geschichte des 20. Jahrhunderts nachdricklich vor Augen, dies Extremismus und Ra-
dikalismus Tur und Tor 6ffnet.

Denn: Demokratie ist unweigerlich mit Politik verknlpft; Misstrauen gegeniber den demokrati-
schen Parteien — und bei Wahlbeteiligungen von 60, 50 oder 40 Prozent darf keine einzige Par-
tei mehr fur sich in Anspruch nehmen, das unerschutterliche Vertrauen der Menschen zu besit-
zen ist somit auch als ein Misstrauen gegeniber den gegeben demokratischen Strukturen zu
werten?

Was tun? Zu glauben, die Menschen dadurch fir Demokratie und Politik zu gewinnen, dass
man bei der Demokratie spart, ist wohl der denkbar schlechteste Weg.

Ganz im Gegenteil: Mehr Demokratie wagen in Graz — das muss unsere Devise sein. Das
hei3t: Es gilt, die Mitgestaltungsmdglichkeiten fur Blrgerinnen bei Entscheidungen zu erwei-
tern, die Transparenz in den Entscheidungsprozessen zu verbessern, die Bezirksdemokratie
auszubauen und die Rechte des Gemeinderates zu starken.

Eine ganze Reihe von Vorschlagen in diese Richtungen wurden von unserem Parteivorsitzen-
den Wolfgang Riedler erst kirzlich der Offentlichkeit prasentiert.
Als Beispiele davon nenne ich unter anderem:

1. Burgerinnenstunde: Vor Beginn jeder Gemeinderatssitzung stehen die Stadtregie-
rungsmitglieder den Grazerlnnen eine Stunde lang Rede und Antwort.

2. Burgerinnen-Zentren in allen Stadtbezirken — als Service-, Anlauf- und Informations-
drehscheiben fir Burgerinnen, Aktivbirgerinnen und Blrgerinneninitiativen.

3. Burgerinnenbefragungen auf Bezirksebene — auf Antrag eines Bezirksrates hat der
Gemeinderat zu entscheiden, ob Uber bezirksrelevante Angelegenheiten, die in die Kom-
petenz des Gemeinderates fallen, eine Burgerinnenbefragung durchzuftihren ist.

4. Burgerinnenbefragung mittels Briefwahl
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5. Direktibertragungen von Gemeinderatssitzungen im Internet

6. Verpflichtende Behandlung von Bezirksrats- und Gemeinderatsantragen: Binnen
acht Wochen ist verbindlich mitzuteilen, ob, in welcher Form, wie, bis wann und in wel-
chem Ausmal3 ein Bezirksrats- oder Gemeinderatsantrag erledigt wird.

7. 2/3-Mehrheit bei Anderungsantragen bzw. Anderungen bei Statut der Stadt Graz
und der Geschaftsordnung fur den Gemeinderat.

8. Mehr Kontrolle der Beteiligungen/Gesellschaften durch den Gemeinderat durch
a) Berichtspflicht Gber Aufsichtsratssitzungen im Beteiligungsausschuss
b) Beschlussfassung eines Aufgaben-Zielvorgabenkatalogs durch den Gemeinderat
c) Auskunftspflicht der Geschéftsfihrerinnen/Vorstandinnen vor dem Gemeinderat

9. Mehr Oppositionsrechte:

a) Klubstarke mit 5 Prozent der abgegebenen, gultigen Stimmen

b) Stadtrechnungs-Prifantrage durch Anzahl der mit Klubstarke definierten Zahl an
Gemeinderatinnen

c) Erleichterung der Aufnahme von Tagesordnungssticken in vorberatende Ge-
meinderatsausschiisse

d) Festschreibung des Ruckstellungsrechtes von Gemeinderatssticken in Aus-
schissen

10. Demokratisierung der Gemeinderatssitzungen — Wiedereinfihrung der Klubobleute-
konferenz fir Fragen der Sitzungsunterbrechungen, Konsequenzen bei Ordnungsrufen
etc.

Wie gesagt: Das sind einige der Vorschlage der SPO Graz. Natirlich hatten wir heute dieses
Paket als dringlichen Antrag einbringen kdnnen — und ich bin mir sicher, dass wir bei einem
Grolteil der Punkte Mehrheiten gefunden hatten. Aber wir haben darauf bewusst verzichtet —
das Thema Demokratie ist fur uns nicht Mittel zum Zweck. Denn demokratiepolitische Rahmen-
bedingungen und Grundregeln, also jenes Rahmenwerk, in dem Demokratie gelebt werden
kann und soll, eignet sich aus unserer Sicht nicht fur populistische Geplankel, fir anlassbezo-
gene Entscheidungen. Und ebenso lehnen wir es ab, dass ein solches Rahmenwerk eine primar
koalitionare Angelegenheit ist, das Gemeinderatsperiode fir Gemeinderasperiode von den dann
jeweils regierenden Parteien neu ausgearbeitet wird — nach dem Motto: Die Regierungsfraktio-
nen schneidern sich die ihr passende Demokratie selbst.

Was ich damit sagen will? Ich weil3, dass die eingangs erwdhnte Politikmudigkeit verantwor-
tungsbewussten Kolleginnen und Kollegen in allen Fraktionen dieses Hauses grol3e Sorgen
bereitet; und ich bin Giberzeugt, dass in allen Fraktionen ebenso Uberlegungen angestellt wer-
den, wie dem zu begegnen ist. Daher gilt es jetzt, diese Vorschlage gemeinsam — uber alle
Parteigrenzen hinweg, unter Beiziehung von Verfassungsexpertinnen und auch Vertreterinnen
von Birgerinneninitiativen — zu diskutieren und daraus resultierend ein MalRnahmenbiindel zu
schniren, wie dies von Wolfgang Riedler bereits vorgeschlagen wurde. Wobei nattrlich bis zur
Vorlage des Ergebnisses dieses Demokratiekonvents diesen Bereich betreffende punktuelle
Entscheidungen vertagt werden sollten, sofern sich nicht von allen Gemeinderatsparteien, zu-
mindest aber von zwei Drittel des Gemeinderates mitgetragen werden.

Daher stelle ich daher namens des sozialdemokratischen Gemeinderatsklubs
den dringlichen Antrag:

1. Der Gemeinderat der Stadt Graz bekennt sich dazu, dass der auch in den sinkenden
Wahlbeteiligungen sich widerspiegelnden PolitikmUudigkeit eine breite Demokratiereform
entgegen zu setzen ist, in der unter dem Leitmotiv ,Mehr Demokratie wagen in Graz" un-
ter anderem die Erweiterung der Mitgestaltungsmaoglichkeiten fir Burgerinnen bei Ent-
scheidungen, die Verbesserung der Transparenz in den Entscheidungsprozessen, der



Ausbau der Bezirksdemokratie und die Starkung der Rechte des Gemeinderates anzu-
streben ist. Dabei sind alle Gemeinderatsparteien entsprechend einzubeziehen — Ent-
scheidungen sollen auf Basis einer breiten Gemeinderatsmehrheit, auf jeden Fall aber
zumindest mit einer qualifizierten Mehrheit/Zweidrittelmehrheit erfolgen.

Dazu soll im Oktober 2009 eine Demokratie- und Verfassungskonferenz mit Vertreterin-
nen aller Gemeinderatsparteien, zwei von der Plattform der Grazer Burgerinneninitiativen
nominierten Personen, Verfassungsexpertinnen sowie allenfalls noch zu nominierenden
Teilnehmerlnnen stattfinden, in dem ein Mal3hahmenbindel ,Mehr Demokratie wagen in
Graz" erarbeitet wird.



DIE GRAZER VOLKSPARTEI

GEMEINDERATSCLUB

A-8011 Graz, Rathaus
Tel 0316/872 21 30, Fax 0316/872 21 39
E-Mail: oevp.club@stadt.graz.at

GR CO HR Dr. Peter Piffl-Percevi¢ 25.06.2009

ENTWURF

ABANDERUNGSANTRAG

Betr.: zum Dringlichen Antrag der SPO: Demokratiereform / Verfassungskonfe-
renz

Sehr geehrter Herr Burgermeister!

Namens des C")__\/P—Gemeinderatsclub stelle ich zum bezeichneten dringlichen
Antrag der SPO den

Abanderungsantrag:

Der Gemeinderat der Stadt Graz mége die zustandige Magistratsabteilung-
Prasidialamt mit der Ausarbeitung eines diesbezuglichen Informationsberichts
beauftragen, welcher dem Ausschuss fiur Verfassung, Personal, Organisation
EDV, Katastrophenschutz und Feuerwehr zur Beratung bis zu seiner Sitzung im
Oktober vorgelegt werde.



A
S

DIE GRUNEN

Dringlichkeit und Antrag

mit Mehrheit angenommen Die Griinen - Alternative Liste Graz
Gemeinderatsklub

8011 Graz - Rathaus

Telefon 0316 / 872-2163
Telefax 0316 / 872-2169
gruene klub@stadtgraz.at
www.graz.gruene.at

Dringlicher Antrag an den Gemeinderat
eingebracht in der Gemeinderatssitzung vom 25.6.2009
von Gemeinderat Stefan Schneider

Betrifft: SCHAFFUNG VON GRILLPLATZEN

Eines der am weitesten verbreiteten Naturerlebnisse ist es, im Sommer, bei schénem Wetter
im Freien zu grillen. Im Grinen mit Freundinnen und Familie gemeinsam zu essen ist auch ein
wichtiges Sozialereignis und hilft Sozialbeziehungen zu festigen. Gegrillt wird fast in der
ganzen Welt und in vielen verschiedenen Varianten. Wer will nicht ab und zu im Kreis seiner
Vertrauten kostliches Gegrilltes geniel3en?

Leider kdnnen nicht alle Menschen in Graz an schénen Sommersonntagen grillen, denn nicht
alle Grazerlnnen verfligen Uber einen eigenen Garten. In Graz gibt es fast keine 6ffentlichen
Grillplatze. Grillen ist im 6ffentlichen Raum verboten, was z.T. durchaus Sinn macht; dass es
aber letztlich in Graz unmadglich ist, ohne eigenen Garten zu grillen, sehen wir als ein Problem
und eine Ungerechtigkeit an. Zu diesem Defizit kommt nun neuerdings dazu, dass auch die
Grazer Nachbargemeinde Thal nun ein Grillverbot auf der Liegewiese am Thalersee verhangt
hat.

Die Menschen, die nicht die Modglichkeit zum Grillen haben, dirfen nicht allein gelassen
werden! Die Stadt Graz muss dieses Defizit beseitigen!

Viele europdische Stadte machen es schon: Es gibt Flachen auf denen man mit dem eigenen
Griller grillen darf, sogar solche wo an markierten Stellen Lagerfeuer gemacht werden darf. Es
gibt sogar von Gemeinden aufgestellte Grillstellen oder Grillern die den Bewohnerlnnen zur
Verfuigung stehen.

Hier missen wir in Graz das Angebot unserer Stadt erweitern. Mdgliche Orte fur Grillplatze
waren:

e Grillinseln in ausgewahlten Parks
e (gestaltete Grillzonen am Murufer
e eine Grillwiese auf mittelfristig unbebautem Gebiet (zB ein Teil von Graz-Reininghaus)

Solche Grillplatze mussen auch verwaltet werden, Die Ausarbeitung eines Nutzungskonzepts
und von Nutzungsregeln ist daher notig.

Da viele Nutzerlnnen der Wiese am Thalersees aus Graz kommen, sollte zudem mit der
Gemeinde Thal das Gesprach tber die Aufhebung des Grillverbotes und die Teilung der durch
die Nutzung der Liegewiese entstehenden Kosten aufgenommen werden. Hier ware auch
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wichtig, derartige Fragen der Schaffung und Erhaltung von Freizeitmdglichkeiten in Zukunft in
der gemeinsamen Regionext-Region Graz/GU/Voitsberg zu klaren

Namens der Fraktionen der Grinen, ...
stelle ich deshalb folgenden

Dringlichen Antrag:

Der Gemeinderat mdge beschliel3en:

Die zustandigen Stellen (Stadtregierungsmitglieder Burgermeister Siegfried Nagl und Stadtrat
Gerhard Rusch) werden aufgefordert

1) Ein Konzept zur Schaffung von ausreichend gut erreichbaren, 6ffentlichen Grillplatzen
im Grazer Stadtgebiet auszuarbeiten,

2) geeignete Standorte in der Stadt Graz vorzuschlagen,
3) Ein Nutzungskonzept und Nutzungsregeln fur diese Grillzonen auszuarbeiten,
4) Eine entsprechende Novelle der Grazer Grunanlagenverordnung auszuarbeiten

und Alles bis spatestens Dezember dem Ausschuss flr Stadt-, Verkehrs- und
Grunraumplanung zur Information vorzulegen.
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Dringlichkeit Abinderungsantrag Punkt 1
einstimmig angenommen mit Mehrheit angenommen Pk

KPO - Gemeinderatsklub KPO — Gemeinderatsklub
8011 Graz — Rathaus
Hofgeb&ude, Zimmer 114 — 118
Tel: 0316/872 2151
0316 /872 2152
0316 /872 2153
Fax: 0316/872 2159
Email: kpoe.klub@stadt.graz.at

Gemeinderat Mag. Andreas Fabisch
25. Juni 2009

Betrifft: Austritt Osterreichs aus Euratom

DRINGLICHER ANTRAG
(geméR 818 der Geschaftsordnung des Gemeinderates)

Der EURATOM-Vertrag aus dem Jahre 1957 bewirkt, dass jahrlich 40 Mio. Euro (Quelle
2004) aus Osterreich in die Atomenergie flieRen. Die Atomenergie wére nicht
wettbewerbsféhig, wenn es Fordermittel nicht gabe. Atomkraftwerke iberschwemmen nach
wie vor den Markt mit billigem Strom, der unter anderem als Pumpstrom fr
Speicherkraftwerke verwendet wird. Das Risiko allerdings tragt die Offentlichkeit, da
Atomkraftwerke nicht versichert sind und auch fir die Entsorgung des radioaktiven Abfalls
europaweit noch immer keine Losung zur Verfigung steht. Das flihrt zu einer massiven
Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten erneuerbarer Energiequellen. Das europdische
Parlament hat nach wie vor keine Mitentscheidungsmdglichkeit bei der Finanzierung von
Atomkraftwerken durch die EURATOM-Milliardenkredite.

Atomenergie und alle damit verbundenen ungeldsten Probleme im gesamten
Produktionszyklus sind kein taugliches Mittel fiir eine rasche und nachhaltige européaische
Klimaschutzpolitik. Diese ist jedoch unumgéanglich. Daher ist es langst uberfallig, alle
finanziellen Mittel aus der Férderung der Atomenergie abzuziehen und 1:1 der Entwicklung
von Technologien zur Energiegewinnung aus erneuerbaren Quellen zuzufihren.

Die rechtliche Machbarkeit eines Ausstiegs aus EURATOM ist mittlerweile durch drei
Gutachten belegt. So kommen Univ.-Prof. Michael Geistlinger, Universitat Salzburg, Dr.
Manfred Rotter, Universitat Linz, sowie Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wegener, Universitat
Erlangen-Nurnberg unabhangig von einander zu dem Schluss, dass es ,,Kraft des
Volkergewohnheitsrechts, das durch Art. 56 der Wiener Vertragskonvention (WKV)
kodifiziert wurde* mdglich ist, aus dem EURATOM-Vertrag auszusteigen, ohne die EU-
Mitgliedschaft in Frage zu stellen.

Bereits 69 osterreichische Gemeinden haben sich fiir den Austritt Osterreichs aus Euratom
ausgesprochen. Auch der Landtag Steiermark hat sich mit dieser Frage befasst.

In diesem Zusammenhang hétte die Stimme der steirischen Landeshauptstadt Graz grol3es
Gewicht.

Ich stelle daher im Namen des KPO-Gemeinderatsklubs den

Antrag zur dringlichen Behandlung


p13317
03 DringEinstAng

p13317
10 AbändA_mM_angen

p13317
18 Punkt 1

p13317
19 Punkt 2


(gem. § 18 der Geschéftsordnung des Gemeinderates)

Der Gemeinderat fordert die zustandigen Mitglieder der Bundesregierung auf, im Sinne einer
aktiven, glaubwirdigen Antiatompolitik den Austritt Osterreichs aus EURATOM, der
europaischen Atomgemeinschaft, umgehend und konsequent zu betreiben.



DIE GRUNEN

Die Griinen - Alternative Liste Graz
Gemeinderatsklub
8011 Graz - Rathaus

Telefon 0316 / 872-2163
Telefax 0316 / 872-2169
gruene klub@stadtgraz.at
www.graz.gruene.at

Abanderungsantrag an den Gemeinderat

eingebracht in der Gemeinderatssitzung vom25.6.2009
von Gemeinderatin Mag.? Andrea Pavlovec-Meixner

Betreff: Dringlicher Antrag der KPO zum Thema Austritt Osterreichs aus
Euratom

Im Namen des Grinen Gemeinderatsklubs stelle ich den

Abanderungsantrag

Der Gemeinderat moge beschlielRen:

Der Gemeinderat der Stadt Graz fordert die Osterreichische Bundesregierung auf,
im Sinne einer aktiven und glaubwirdigen Anti-Atom-Politik

1. auf der EU-Ebene umgehend eine Initiative zur Schaffung einer
Europaischen Gemeinschaft fur Energieeffizienz und Entwicklung
erneuerbarer Energietréger zu starten,

2. fur die teilnehmenden EU-Lander die Mdglichkeit der Umschichtung von
Beitragen von Euratom zur neuen Gemeinschaft zu schaffen,

3. auf der EU-Ebene umgehend eine Initiative zur Umwandlung des Euratom-
Vertrages in ein reines Kontrollinstrument im Bereich der nuklearen
Sicherheit mit grenziiberschreitenden Kompetenzen sowie mit vollen
Kontrollmdéglichkeiten des EU-Parlaments zu starten.



KPO - Gemeinderatsklub KPO — Gemeinderatsklub
8011 Graz — Rathaus
Dringlichkeit und Antrag Hofgebaude, Zimmer 114 — 118
einstimmig angenommen Tel: 0316 / 872 2151
0316 /872 2152
Zusatzantrag 0316/ 872 2153

einstimmig angenommen

Fax: 0316/872 2159
Email: kpoe.klub@stadt.graz.at

Graz, am 25. Juni 2009

Gemeinderatin Mag.? Ulrike Taberhofer

Dringlichkeitsantrag der KPO
(gemal § 18 der Geschaftsordnung des Gemeinderats)

Betrifft: Petition an den steirischen Landtag beztglich Schuldnerinnenberatung

Bereits im Oktober letzten Jahres habe ich in einer Anfrage die Probleme der
Schuldnerberatungsstelle in Graz insbesondere in Bezug auf die zu geringe finanzielle
Ausstattung thematisiert. Die Beratungsleistungen sind fur die Menschen kostenlos und
kdénnen auler in Graz auch in Kapfenberg und an den Sprechtagen in den Bezirken in
Anspruch genommen werden. Sie werden flachendeckend von der Schuldnerberatung
Steiermark GmbH, deren Trager das bfi und die Caritas sind, durchgefiihrt und zu 75% durch
das Sozialressort der Steiermérkischen Landesregierung und zu 25% durch das AMS
Steiermark finanziert.

Obwohl zwischenzeitlich das Sozialressort den Forderungsbeitrag etwas erhoht hat, greifen
diese Malinahmen offensichtlich zu kurz, denn die Wartezeit auf eine Beratung betragt nach
wie vor 6 Monate. Das bedeutet fur die betroffenen Menschen, dass dadurch ihre Notlagen
noch aussichtsloser werden, Schulden weiter anwachsen und notwendige Schritte zur
Verbesserung ihrer personlichen Situation erst viel spéter angesetzt werden konnen. Neben
dem personlichen Leid fiir uberschuldete Menschen durch die lange Wartezeit hat sich auch
die belastende Situation fur die Mitarbeiterinnen nach wie vor nicht wesentlich verbessert.
Dass die geringfligige Anhebung der finanziellen Foérderung zur Zeit nicht die gewinschte
Wirkung hat, ndmlich das Angebot fir die in Not geratenen Menschen erweitern und ihnen
die notige Hilfe zeitgerecht zukommen lassen zu kdnnen, liegt vor allem auch daran, dass sich
mittlerweile durch die Wirtschaftskrise die Lebenssituation fur viele Menschen dramatisch
verschlechtert hat. Die Arbeitslosigkeit ist angestiegen, die Anzahl derer, die von Kurzarbeit
betroffen sind, nimmt zu und es zeichnet sich ab, dass noch mehr Menschen infolge dieser
wirtschaftlichen Entwicklung in Not geraten und ihren Zahlungsverpflichtungen nicht mehr
nachkommen konnen. Diesen auflerordentlich schwierigen Bedingungen kann man nur mit
aullerordentlichen  Anstrengungen entgegentreten und deshalb bedarf es einer
bedarfsorientierten Anhebung der finanziellen Mittel durch die zustéandigen Stellen.

Deshalb stelle ich namens des KPO-Gemeinderatsklubs folgenden

Antrag
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Die Stadt Graz wendet sich in Form einer Petition an den steirischen Landtag mit dem
Ersuchen, eine bedarfsorientierte Anhebung der finanziellen Mittel bei den
Schuldnerberatungsstellen vorzunehmen, um notleidende Menschen zeitgerecht beraten und
insbesondere unterstiitzen zu kdnnen.



Betrifft: Petition an den steirischen Landtag
bezuglich Schuldnerinnenberatung

Zusatzantrag
zum Dringlichen Antrag von Frau GRin Mag. Ulrike Taberhofer

eingebracht von Frau GRin Mag. Dr. Karin Sprachmann
in der Sitzung des Gemeinderates
vom 25. Juni 2009

Die Problematik, dass das Budget der Schuldnerberatung — vor allem in Anbetracht
der steigenden Nachfrage durch die Zunahme von Privatkonkursen — immer zu we-
nig sein wird, ist bewusst.

Aus diesem Grund hat Landeshauptmann-Stv. Kurt Flecker die freiwillige Basisforde-
rung von jahrlich € 600.000,-- auf € 650.000,-- ab dem Jahr 2009 fir den Bereich des
Landes erhoht und hat zusatzlich fir das Pilotprojekt ,Schuldner-Hotline* eine Son-
derférderung von € 80.000,-- gewéhrt. Ebenfalls ist LH-Stv. Kurt Flecker an die Ban-
ken herangetreten, damit diese als Mitverursacher ebenfalls eine Kostenubernahme
gewahren.

Im Rahmen der Sozialreferenten-Konferenz im Juni 2008 hat es einen Beschluss
aller Lander diesbezlglich gegeben, wonach betreffend der finanziellen Beteiligung
des Bundes an der Schuldnerberatung an das Justizministerium herangetreten wird,
um zentral eine Regelung der Mitfinanzierung durch den Bund zu schaffen. Seitens
des Bundes ist diesbezliglich eine Abklarung noch ausstéandig.

Ich stelle daher namens der sozialdemokratischen Gemeinderatsfraktion
den Zusatzantrag,

dass parallel zu den bereits bestehenden Aktivitaten beztiglich der Verbesserung des
Budgets der Schuldnerberatung — in Anbetracht der steigenden Anzahl der Privat-
konkurse — an die Justizministerin herangetreten wird, zwecks Erarbeitung einer ge-
setzlichen Grundlage fir eine finanzielle Beteiligung des Bundes an der Schuldner-
beratung.



eingebracht am: 25.6.2009

Dringlichkeit :
mit Mehrheit angenommen )
Punkt 1

Antrag

Punkt 4 mit Mehrheit angenommen

DRINGLICHER ANTRAG
gemal 8 18 der Geschéaftsordnung

der Gemeinderate Gerald Grosz, Mag. Gerhard Mariacher und Georg Schrock
betreffend ein umfassendes Sicherheitsprogramm fur Graz

Die Sicherheitssituation in Graz ist dramatisch. Steigende Einbruchszahlen, eine
ungelodste Situation auf dem Sektor der Drogenkriminalitdt, das organisierte
Bettelverbrechen, die nicht umgesetzte Sicherheitspartnerschaft fir Graz oder der
skandalose Personalstand der Grazer Exekutive sind die Grundlagen fur einen
vorhandenen Sicherheitsnotstand in der zweitgroRten Stadt Osterreichs.

Graz entwickelt sich immer mehr zum Sicherheitsrisiko, die steirische
Landeshauptstadt ist eine regelrechte Einladung an die internationale Kriminalitat.
Zahlen des Innenministeriums belegen dies.

KRIMINALITATSENTWICKLUNG GRAZ 2007 und 2008:

Graz
Gesamtkriminalitat
Jahr 2007
angezeigte geklarte Aufklarungs- ermittelte
Jahr 2007 Félle Falle quote | Tatverdachtige
BPD Graz 23706 8222 34,7 % 8317
Graz
Gesamtkriminalitat
Jahr 2008
angezeigte geklarte Aufklarungs- ermittelte
Jahr 2008 Falle Falle quote Tatverdéachtige
BPD Graz 21991 7161 32,6 % 7901

Das bedeutet, dass im Jahr allein in Graz 60 Straftaten pro Tag vertbt wurden.
Die Senkung der angezeigten Straftaten lasst sich auf einen am 1. Dezember 2008
ausgesandten Bezirkskommandatenbefehl zurtckfihren, der die Beamtinnen und
Beamten angewiesen hat, in Zukunft nur Deliktsgruppen aber nicht einzelne Delikte
in ihren Aufzeichnungen zu fuhren. Vor allem die Einbruchskriminalitdt macht den
Grazer Exekutivbehdrden schwer zu schaffen. Im Jahr 2008 waren mehr als 9
Einbriiche am Tag in Graz zu verzeichnen.
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Graz
Jahr 2007

angezeigte Falle

Strafbare Handlungen gegen

sonstige
Jahr 2007 _ die strafbare
tﬁldb Uzrrnrr?'c? Sen lsri)él;?ilzgt dGE:arI]dverkehr :l::r? léjenr?]en
Leben 9 und StGB
Selbstbest.
BPD Graz 2971 17643 155 659 632
Graz
Jahr 2008
angezeigte Falle
Strafbare Handlungen gegen
sonstige
Jahr 2008 . die strafbare
und | fremdes | SRERE | den nach dem
Leben Vermogen und Geldverkehr SIGB
Selbstbest.
BPD Graz 3042 16429 154 485 667
AUFKLARUNGSQUOTE:
Graz
Einbruchsdiebstahle 2007, 2008
Steiermark angezeigte Falle geklarte Falle
Jahr 2007 Jahr 2008 Jahr 2007 Jahr 2008
BPD Graz 3449 3383 346 255

Lag die Aufklarungsquote bei Einbrichen im Jahr 2007 nur mehr bei 10,03
Prozent, sank sie im Jahr 2008 Uberhaupt nur mehr auf 7,53 Prozent.




KRIMINALITATSENTWICKLUNG GRAZ 20009:

Die ersten Zahlen der Kriminalitatsstatistik fur Janner/Februar 2009 zeigen zudem
einen deutlichen Anstieg der Kriminalitdt. So ist die Zahl der angezeigten
strafbaren Handlungen in Graz in den ersten Monaten 2009 bereits um 3,4
Prozent gestiegen. Die Einbruchskriminalitat ist diesem Zeitraum bereits um 6
Prozent gestiegen, die Aufklarungsquote laut Innenministerium um unfassbare 33,8
Prozent zum Zeitraum des Vorjahres gesunken. In Graz werden Uberhaupt nur
mehr 5 Prozent der Einbruche geklart!

PERSONALSTAND DER EXEKUTIVE:

Demgegenulber steht ein seit 2006 gleich gebliebener niedriger Personalstand der
Grazer Exekutive.

Am 22. November 2007 - also wahrend des Wahlkampfes zur Grazer
Gemeinderatswahl — unterzeichnete der damalige Bundesminister fir Inneres
Gunther Platter eine ,Sicherheitspartnerschaft fir Graz* mit dem damaligen OVP-
Spitzenkandidat Mag. Siegfried Nagl im Grazer Rathaus. Auch die nunmehrige
Bundesministerin fur Inneres Mag. Dr. Maria Theresia Fekter erneuerte im Rahmen
eines mediengerechten Besuches bei Burgermeister Nagl diese ,Partnerschaft”.

Wie aus mehreren Medienmeldungen hervorgeht, hat diese ,Sicherheitspartnerschaft
fur Graz* den Zweck, die massive Aufstockung der Exekutivkrafte der steirischen
Landeshauptstadt zu erreichen.

Wie aus einer allgemeinen Aussprache mit der Bundesministerin fir Inneres Mag. Dr.
Maria Theresia Fekter im parlamentarischen Innenausschuss vom 14.1.2009
hervorgeht, hat die ,Sicherheitspartnerschatft fir Graz" folgenden Erfolg gebracht:

,die Aufstockung der Hundestaffel in Graz um 6 Hunde, die bessere Zusammenarbeit
der Exekutive mit dem Magistrat sowie 30 Beamte im Rahmen von Schengen I

Die Zahlen des Innenministeriums fir 2009 sprechen eine klare Sprache:

Herabsetzung der

Iststand Karenz regelméanRigen
Wochendienstzeit
Ablehnungen
EXEKUTIVE Personen MSCHG/VKG, sonstige 850a | §50b |8§50aBDG
§ 75¢c BDG 9 BDG | BDG |seit
01.03.2009
Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl | Anzahl Anzahl
SPK Graz 710 3 3 9 10

Fur 255.354 Einwohnerinnen und Einwohner stehen — zumindest in der Statistik —
710 Exekutivbeamtinnen und Beamte zur Verfigung. Davon sind 6 dauerhaft
karenziert. Eine Herabsetzung der Wochendienstzeit betrifft 19 Beamtinnen und
Beamte. Krankenstéande sind nicht mit eingerechnet.



Der Planstellenstand hat im Stadtpolizeikommando Graz zwischen 2006 und 2008
nicht verandert. Am Papier wirde das bedeuten, dass ein Polizist fir die Sicherheit
von 358 Einwohnerinnen und Einwohner zu sorgen hat.

Die Realitat sieht freilich anders aus.

Der Stadtpolizeikommandantenbefehlt Graz vom 31.2.2009 spricht eine andere
Sprache. Exakt 50 Polizistinnen und Polizisten sind wahrend der Nachtdienste
(Montag bis Sonntag) sowie an Tagdiensten am Sonntag in einer der 12
Polizeistationen im Einsatz. Das bedeutet, dass ein Polizist fur die Sicherheit
von 5107 Einwohnerinnen und Einwohner zu sorgen hat.

Die Aufstockung der Grazer Exekutivkrafte ist daher ein sicherheitspolitisches Gebot
der Stunde. Ein weiterer Schritt soll auch die Ruckfihrung der nach Wien
dienstversetzten aber in Graz sozial und familiar beheimateten Polizistinnen und
Polizisten auf freiwilliger Basis sein. Es gibt unzahlige Falle wo in Graz familiar
gebundene Exekutivkrafte seit Jahren nach Wien pendeln missen und seit ebenso
langer Zeit um ihre Versetzung in ihr Heimatbundesland ansuchen.

DROGENKRIMINALITAT IN GRAZ:

Drogendealer sind gefahrliche und besonders verabscheuungswirdige Kriminelle.
Sie handeln mit dem Tod, vergiften unsere Kinder und Jugendlichen. Im Jahr 2008
hat Graz den bisherigen, traurigen Rekord an Drogentoten einmal mehr Ubertroffen.
Im Jahr 2009 wird unter den Augen einer verantwortungslosen Politik dieser traurige
»-Rekord des Todes" einmal mehr tbertroffen werden.

Realitat ist: Auf offentlichen Platzen und in den Grazer Parkanlagen wird ungeniert
gedealt. Spielende Kleinkinder verletzten sich mit herumliegenden Heroinspritzen.
Polizisten werden von Drogendealern angegriffen und verletzt. Neben der
Bundeshauptstadt Wien entwickelt sich die steirische Landeshauptstadt Graz zur
zweiten Drogenhochburg Osterreichs.

Um dem Drogenchaos in Graz entgegenzuwirken ist ein umfassendes
Malnahmenpaket gemeinsam mit Bund und Land dringend umzusetzen:

1) Einrichtung von Schutzzonen

Sogenannte Schutzzonen sollen die unmittelbare Umgebung, insbesondere von
offentlichen Platzen, Parkanlagen, Schulen, Kindergéarten und Kindertagesheimen, in
Graz sicherer machen.

Das Sicherheitspolizeigesetz 2006, welches vom Nationalrat am 6.12.2007 mit
Stimmen der SPO, der OVP, der FPO und dem BZO beschlossen wurde, gibt die
Grundlage fir die Errichtung solcher sinnvollen Schutzzonen.

Sicherheitspolizeigesetz BGBI I/Nr. 56/2006
Schutzzone

8 36a. (1) Die Sicherheitsbehérde kann einen bestimmten Ort, an dem tberwiegend
minderjahrige Menschen in besonderem Ausmald von auch nicht unmittelbar gegen
sie gerichteten strafbaren Handlungen nach dem Strafgesetzbuch, dem



Verbotsgesetz oder gerichtlich strafbaren Handlungen nach dem Suchtmittelgesetz
bedroht sind mit Verordnung zur Schutzzone erklaren. Die Schutzzone umfasst ein
Schutzobjekt, insbesondere Schulen, Kindergarten und Kindertagesheime sowie
einen genau zu bezeichnenden Bereich im Umkreis von hdchstens 150m um dieses
Schutzobjekt, und ist nach MalRgabe der Erfordernisse eines wirkungsvollen
Schutzes festzulegen.

(2) Verordnungen nach Abs. 1 haben die genaue Bezeichnung der Schutzzone in
ithrem Ortlichen und zeitichen Umfang und den Tag ihres In-Kraft-Tretens zu
enthalten. lhre Wirksamkeit ist auf bestimmte Zeitrdume einzuschranken, wenn dies
die Gewahrleistung eines wirksamen Schutzes nicht beeintrachtigt. Sie sind auf eine
Weise kundzumachen, die geeignet erscheint, einen moglichst weiten Kreis potentiell
Betroffener zu erreichen. Sie sind aufzuheben, sobald eine Geféahrdung nicht mehr
zu befurchten ist, und treten jedenfalls sechs Monate nach ihrem Wirksamwerden
aul3er Kraft.

(3) Im Bereich einer Schutzzone nach Abs. 1 sind die Organe des o6ffentlichen
Sicherheitsdienstes ermachtigt, einen Menschen, von dem auf Grund bestimmter
Tatsachen, insbesondere wegen vorangegangener gefahrlicher  Angriffe,
anzunehmen ist, dass er strafbare Handlungen nach dem Strafgesetzbuch, dem
Verbotsgesetz oder gerichtlich strafbare Handlungen nach dem Suchtmittelgesetz
begehen werde, aus der Schutzzone wegzuweisen und ihm das Betreten der
Schutzzone zu verbieten. Dem Betroffenen ist die Dauer dieses Betretungsverbotes
bekannt zu geben. Die Auslbung von Zwangsgewalt zur Durchsetzung dieses
Betretungsverbotes ist unzuldssig. Kann er berechtigte Interessen fiur die
Notwendigkeit des Betretens der Schutzzone glaubhaft machen, ist darauf
entsprechend Bedacht zu nehmen.

(4) Die Anordnung eines Betretungsverbotes ist der Sicherheitsbehérde
unverzuglich zur Kenntnis zu bringen und von dieser binnen 48 Stunden zu
Uberprifen. Liegen die Voraussetzungen fur die Anordnung des Betretungsverbotes
nicht mehr vor, so hat die Sicherheitsbehdrde dieses dem Betroffenen gegeniber
unverzuglich aufzuheben und ihm die Aufhebung mitzuteilen. Das Betretungsverbot
endet jedenfalls mit Ablauf des 30. Tages nach seiner Anordnung.

Besonders das in Absatz 3 festgelegte Wegweiserecht, gibt den Exekutivkraften die
Mdglichkeit, auch auf Verdacht hin Platzverbote auszusprechen. Diese Verordnung
ist daher sinnvoll, da bisher den Exekutivkraften diese Mdglichkeit gerade in der
Bekampfung der Drogenkriminalitét in Graz nicht eingeraumt wurde.

Naturlich sollte das gesamte Grazer Stadtgebiet eine allumfassende ,Schutzzone
gegen Drogen* sein. Die Realitat sieht aber leider anders aus. Die Verordnung von
Schutzzonen soll daher gerade den Erstkontakt zwischen Drogendealern und
Jugendlichen unserer Stadt verhindern und die effektive Bekampfung der
Drogenkriminalitat fordern.

2.)  Verbot von Substitol
Substitol ist das weitverbreiteste und gefahrliche Drogenersatzmittel und langst keine

»Ausstiegs-,, sondern eher eine ,Einstiegsdroge”. Die meisten Todesopfer in der
Steiermark sind durch die Einnahme von Substitol zu beklagen. Dass diese



Ersatzdroge legal — also unter Aufsicht der Gesellschaft — erhéltlich ist, macht die
pharmazeutischen Betriebe zu den grof3ten legalen Drogendealern unseres Landes.

Werner Jud von der Grazer Polizei sagte am 25.6.2008: ,Wir sind Uberzeugt, dass
mit einem Verbot in Graz die Szene, was Substition betrifft, ausgemerzt werden
kann.“

Der einzig richtige Weg ist daher das Verbot der Ersatzdroge Substitol durch das
Bundesministerium fur Gesundheit.

3.) SOKO-Drogen durch die Grazer Polizei

Die Grazer Exekutivkrafte besitzen kaum personelle Resourcen, um die
Drogenkriminalitat effizient zu bekampfen. Allein die Tatsache, dass auf 6ffentlichen
Platzen, rund um Schulen und in Parks ungeniert gedealt werden kann, ist ein
Armutszeugnis der Grazer Sicherheitspolitik.

Die Grazer Polizistinnen und Polizisten gehen angesichts immer neuere
Erscheinungsformen der Kriminalitat ohnedies an die Grenzen ihrer Moglichkeiten.
Eine im Grazer Stadtpolizeikommando eingerichtete ,SOKO-Drogen* mit einer
personellen Ausstattung von zumindest 30 Beamtinnen und Beamten ist daher ein
Gebot der Stunde. Der Burgermeister wird daher aufgefordert, in Verhandlungen mit
der Bundesministerin fir Inneres eine ,SOKO-Drogen“ fur das Grazer
Stadtpolizeikommando zu erreichen.

MENSCHENHANDEL — ORGANISIERTE BETTLERKRIMINALITAT

Graz ist seit Jahren von einem organisierten Bettlertourismus und dem damit
einhergehenden Kinder- und Menschenhandel betroffen. Mehrmals wurde auf diesen
menschenverachtenden Umstand seitens des BZO mittels Initiativen im Nationalrat
und Gemeinderat hingewiesen.

Das UN-Kinderhilfswerk bestatigt in seinem UNICEF-Bericht anlasslich des im
Oktober 2007 stattgefundenen EU-Tages gegen den Menschenhandel, dass jahrlich
1,2 Millionen Kinder zu Opfern von Kinder- bzw. Menschenhandel werden. Dieser
Kinderhandel macht, so UNICEF, auch vor Osterreich nicht halt. Im UNICEF-Bericht
wird die organisierte Bettelkriminalitit in Osterreich, insbesondere in den
Osterreichischen Grof3stddten, als Basis dieses Kinder- bzw. Menschenhandels
kritisiert. Diese Kritik ist bis zum heutigen Tag in vollem Umfang aufrecht und wird —
wenn man der medialen Berichterstattung Glauben schenken darf — von fihrenden
Mitgliedern der Grazer Stadtregierung kaum mehr bestritten.

Experten gehen davon aus, dass der Kinderhandel nicht nur in Wien, sondern auch
im Rahmen der organisierten Bettlerkriminalitat in Graz und in den anderen
Landeshauptstadten Osterreichs stattfindet.

Dieser Bericht macht deutlich, dass samtliche Bestrebungen gegen ein Bettelverbot
auch eine politische Vorleistung fir den Menschenhandel sind. Im Blickwinkel dieser
Erkenntnis seitens der Vereinten Nationen ist ein allgemeines Bettelverbot auch ein
geeignetes Mittel, um den Kinder- bzw. Menschenhandel zu unterbinden.



Trotz dieses Wissens wurde bis dato seitens der Stadt Graz keine wirksame
Gegenmalinahme gesetzt.

Dies ist umso bedauerlicher, als mittlerweile schon seit gut drei Jahren feststeht,
dass es sich nicht um einzelne ausléndische Bettler handelt, sondern um eine
organisierte Bettelei groBeren Malistabs, deren Gewinne keineswegs bei den
Bettlern verbleiben, sondern fast ausschliel3lich bei den Organisatoren verbleiben
und die zweifellos armen Bettler trotz erheblicher Einnahmen fast nicht von ihrer
Bettelei profitieren.

Es ist an Menschenverachtung kaum zu Uberbieten, dass es unter dem Auge der
Grazer Behotrden zugelassen wird, dass arme, alte, kranke und behinderte
Menschen zur Bettelei regelrecht gezwungen werden.

Dieses Sicherheitschaos lasst sich nur mit einem umfassenden Malinahmenpaket
beheben.

In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Gemeinderate daher folgenden
DRINGLICHEN ANTRAG
Der Gemeinderat der Stadt Graz wolle beschliel3en:

1. Die Bundesregierung und hier insbesondere die Bundesministerin fur Inneres
werden vom Gemeinderat der Stadt Graz aufgefordert, eine Aufstockung der
Planstellen der Grazer Exekutivkrafte um zumindest 400 zuséatzliche
Polizeikrafte im Jahr 2009 zu erwirken bzw. zu veranlassen. Des weiteren wird
die Bundesministerin fur Inneres eindringlich ersucht, die umgehende
Dienstversetzung der nach Wien zugeteilten aber in Graz familiar, sozial und
gesellschaftlich beheimateten Grazer Exekutivkréafte - auf freiwilliger Basis - zu
ermdglichen.

2. Der Burgermeister der Stadt Graz wird dringend aufgefordert, unter Zuziehung
von Verfassungsexperten eine rechtskonforme Regelung zum Verbot der
Bettelei — zur Bekampfung des Menschen- und Kinderhandels - im Stadtgebiet
von Graz auszuarbeiten und diese bis zur ordentlichen Gemeinderatssitzung
im September 2009 dem Gemeinderat der Stadt Graz zur Beschlussfassung
vorzulegen.

3. Der Birgermeister der Stadt Graz sowie die weiteren Mitglieder des
Stadtsenats werden aufgefordert, einen entsprechenden Vorschlag zur
Errichtung von Schutzzonen gegen die Drogenkriminalitat auszuarbeiten und
diesen Vorschlag dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen. Nach
Beschlussfassung durch den Gemeinderat, tritt die Stadt Graz an die
Sicherheitsbehdrden mit dem Ersuchen heran, entsprechend dem Vorschlag
der Stadt Graz, geeignete Schutzzonen auf Grazer Stadtgebiet zu verordnen.
Von dieser Schutzzonenverordnung sollen in erster Linie die 6ffentlichen
Platze der Stadt Graz, Grazer Schulen, Kindergarten, Kindertagesheime und
Parkanlagen umfasst sein.

4. Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz fordert im Wege einer Petition
den Bundesminister fir Gesundheit auf, ein Verbot der Ersatzdroge Substitol
so rasch als moglich zu veranlassen.



5. Der Burgermeister der Stadt Graz wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der
Bundesministerin fur Inneres fur die Einrichtung einer SOKO-Drogen im

Stadtpolizeikommando Graz mit zumindest 30 zusatzlichen Beamtinnen und
Beamten einzutreten.”



eingebracht am; 25.06.2009

Dringlichkeit
einstimmig angenommen

Abanderungsantrag
mit Mehrheit angenommen

DRINGLICHER ANTRAG
gemal § 18 der Geschaftsordnung

der Gemeinderate Mag. Gerhard Mariacher, Georg Schrock und Gerald Grosz
betreffend der Energie Graz GmbH & Co KG: Forderung nach Reduzierung der
derzeit geltenden exorbitanten Prozentsétzen an Mahnspesen

Sehr geehrter Herr Blrgermeister!

Die Energie Graz lasst unter dem Titel ,Kostenersatz fir Mahnungen” — siehe nach-
folgende Tabelle - so richtig die ,Kassa klingeln®, und das in Zeiten der
Wirtschaftskrise, in der Zehntausende Haushalte sehr sorgfaltig mit dem eigenen
Budget an verfugbaren Mitteln umgehen mussen.

Kostenersatz fir Mahnungen

giiltig ab 1.7.2008

OFFENE FORDERUNG USt.-frei

1. Mahnung*

Forderungen bis € 5,00 € 0,00
Forderungen von € 5,01 bis € 19,00 € 3,50
Forderungen von € 19,01 bis € 70,00 € 6,00
Forderungen von € 70,01 bis € 150,00 € 9,00
Forderungen dber € 150,00 € 12,00

2. und jede weitere Mahnung*

Forderungen bis € 5,00 € 3,50
Forderungen von € 5,01 bis € 19,00 € 5,00
Forderungen von € 19,01 bis € 70,00 € 9,00
Forderungen von € 70,01 bis € 150,00 € 12,00
Forderungen dber € 150,00 € 12,00

Sonstiger Kostenersatz fiir Mahnungen™

Allgemeine Bearbeitungsgebiihr € 20,00

"I Die Kostenersitze fiir Mahnungen sind gestaffelt und hangen von der Hihe der offenen Ferderung ab. Die Kostenersdtze fiir Mahnungen unterliegen nicht der
gesetzlichen Umsatzsteuar.
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Wie sich daraus errechnen lasst, betragen die Mahngebiihren derzeit in Prozent:

Mahnspesen
in € in Prozent
absolut max. min.
1. Mahnung
Forderungen von € 5,01 - € 19,00 3,50 70% 18%
Forderungen von € 19,01 bis € 70,00 6,00 32% 9%
Forderungen von € 70,01 bis € 150,00 9,00 13% 6%
Forderungen dber € 150,00 12,00 8%
2. und jede weitere Mahnung
Forderungen bis € 5,00 3,50 70%
Forderungen von € 5,01 - € 19,00 5,00 100% 26%
Forderungen von € 19,01 bis € 70,00 9,00 47% 13%
Forderungen von € 70,01 bis € 150,00 12,00 17% 8%
Forderungen tber € 150,00 12,00 8%

Und dann gibt es obendrein noch die ,Allgemeine Bearbeitungsgebihr von
€ 20,00.

Die Hohe der Mahnspesen erscheint wirtschaftlich nicht gerechtfertigt, da sie die
Eigenkosten nicht Gbersteigen darf. Und sozialpolitisch ist ein so hoher Aufschlag auf
den Rechnungsbetrag keineswegs zu verantworten, da hier im Wesentlichen
finanziell besonders schwach ausgestattete Burger getroffen werden, die sowieso
jeden EUR dreimal umdrehen missen, bevor sie ihn ausgeben.

Um ein sozialpolitisch gesundes Verhaltnis zwischen Energielieferanten und vor
allem kleinen privaten Energieverbrauchern wieder herzustellen, ist eine deutliche
Rucknahme der Hohe der Mahnspesen der Energie Graz dringend vorzunehmen
und die Allgemeine Bearbeitungsgeblhr ersatzlos zu streichen.

In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Gemeinderate daher folgenden
DRINGLICHEN ANTRAG
Der Gemeinderat der Stadt Graz wolle beschliel3en,

1. Der Herr Burgermeister Mag. Siegfried Nagl wird umgehend ersucht, als
direkter bzw. mittelbarer Eigentimervertreter auf die Geschéftsfihrung der
Energie Graz GmbH & Co KG nachdriicklich einzuwirken, um die deutliche
Reduzierung der derzeit geltenden Mahnspesen zu begehren bzw.
einzufordern.

2. In der Folge ist dem Gemeinderat unverzuglich ein Bericht Gber die
Ergebnisse zu erstatten.



DIE GRAZER VOLKSPARTEI

GEMEINDERATSCLUB
A-8011 Graz, Rathaus

Tel 0316/872 21 30, Fax 0316/872 21 39
E-Mail: oevp.club@stadt.graz.at

GR DI Gunther LINHART 25.06.2009

ABANDERUNGSANTRAG

Betr.: zum Dringlichen Antrag des BZO:
.Energie Graz GmbH & Co KG: Forderung nach Reduzierung der
derzeit geltenden exorbitanten Prozentsatzen an Mahnspesen®

Sehr geehrter Herr Blrgermeister!

Namens des C)_\_/P-Gemeinderatsclub stelle ich zum bezeichneten dringlichen
Antrag des BZO den

Abanderungsantrag:

Herr Blrgermeister Mag. Siegfried Nagl wird umgehend ersucht, als direkter
bzw. mittelbarer Eigentimervertreter auf die Geschéaftsfuhrung der Energie
Graz GmbH & Co KG einzuwirken, um eine Neufassung der derzeit geltenden
Mahnspesen mit der Zielsetzung zu begehren, fur sozial Schwache eine ge-
rechte und faire Regelung zu erreichen. Damit sollen die Mahngebuhren fur
diesen Personenkreis deutlich gesenkt werden. Ahnliche Uberlegungen werden
bereits von E-Control und Caritas angestellt.



m Prasidialamt

Dringlichkeit und Antrag
mit Mehrheit angenommen

Antragsteller/in: GRin KO Christina Jahn

GZ: Pras. 11009/2003-14
Betrifft: Ferialermachtigung 2009

Antrag zur dringlichen Behandlung
Namens der im Stadtsenat vertretenen Fraktionen stelle ich den
dringlichen Antrag,
der Gemeinderat wolle beschliel3en:

Da vom 26. Juni bis 23. September 2009 keine Sitzungen des Gemeinderates
stattfinden, wird der Stadtsenat gem. § 45 Abs. 5 des Statutes der Landeshauptstadt
Graz 1967 fur diese Zeit zur Beschlussfassung uber Angelegenheiten, die dem
Gemeinderat gemaf 8§ 45 Abs. 2 Z 1, 4 bis 10, 15 und 16 leg. cit. vorbehalten sind und
deren Erledigung ohne Nachteil fir die Stadt oder fur einen Beteiligten keinen
Aufschub duldet, ohne Vorberatung in den zustandigen Gemeinderatsausschissen
gegen nachtragliche Mitteilung an den Gemeinderat erméchtigt.

Unter gleichen Voraussetzungen wird gemaf3 8 5 Abs. 3 des Organisationsstatutes fur
die Geriatrischen Gesundheitszentren der Verwaltungsausschuss fur die Geriatrischen
Gesundheitszentren sowie gemalR 8 5 Abs. 3 des Organisationsstatutes fur die
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Graz und gemald 8 5 Abs. 4 des Organisationsstatutes
fur das Grazer Parkraumservice (GPS) der Verwaltungsausschuss fir die
Wirtschaftsbetriebe und das Grazer Parkraumservice (GPS) zur Beschlussfassung
Uber Angelegenheiten ermachtigt, die dem Gemeinderat gemald dem jeweiligen
Organisationsstatut vorbehalten sind.

Der Antragsteller/die Antragstellerin:

Angenommen in der Gemeinderatssitzung am 25. Juni 2009.

Der Schriftfihrer:
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